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Text 

Einspruch wegen Rechtsverletzung 

§ 106. (1) Einspruch an das Gericht steht jeder Person zu, die behauptet, im Ermittlungsverfahren 
durch Kriminalpolizei oder Staatsanwaltschaft in einem subjektiven Recht verletzt zu sein, weil 

 1. ihr die Ausübung eines Rechtes nach diesem Gesetz verweigert oder 

 2. eine Ermittlungs- oder Zwangsmaßnahme unter Verletzung von Bestimmungen dieses Gesetzes 
angeordnet oder durchgeführt wurde. 

Im Fall des Todes der zum Einspruch berechtigten Person kommt dieses Recht den in § 65 Z 1 lit. b 
erwähnten Angehörigen zu. Eine Verletzung eines subjektiven Rechts liegt nicht vor, soweit das Gesetz 
von einer bindenden Regelung des Verhaltens von Staatsanwaltschaft oder Kriminalpolizei absieht und 
von diesem Ermessen im Sinne des Gesetzes Gebrauch gemacht wurde. 

(2) Soweit gegen die Bewilligung einer Ermittlungsmaßnahme Beschwerde erhoben wird, ist ein 
Einspruch gegen deren Anordnung oder Durchführung mit der Beschwerde zu verbinden. In einem 
solchen Fall entscheidet das Beschwerdegericht auch über den Einspruch. 

(3) Der Einspruch ist binnen sechs Wochen ab Kenntnis der behaupteten Verletzung in einem 
subjektiven Recht bei der Staatsanwaltschaft einzubringen. In ihm ist anzuführen, auf welche Anordnung 
oder welchen Vorgang er sich bezieht, worin die Rechtsverletzung besteht und auf welche Weise ihm 
stattzugeben sei. Sofern er sich gegen eine Maßnahme der Kriminalpolizei richtet, hat die 
Staatsanwaltschaft der Kriminalpolizei Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 
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(4) Die Staatsanwaltschaft hat zu prüfen, ob die behauptete Rechtsverletzung vorliegt, und dem 
Einspruch, soweit er berechtigt ist, zu entsprechen sowie den Einspruchswerber davon zu verständigen, 
dass und auf welche Weise dies geschehen sei und dass er dennoch das Recht habe, eine Entscheidung 
des Gerichts zu verlangen, wenn er behauptet, dass seinem Einspruch tatsächlich nicht entsprochen 
wurde. 

(5) Wenn die Staatsanwaltschaft dem Einspruch nicht,binnen vier Wochen entspricht oder der 
Einspruchswerber eine Entscheidung des Gerichts verlangt, hat die Staatsanwaltschaft den Einspruch 
unverzüglich an das Gericht weiter zu leiten. Stellungnahmen der Staatsanwaltschaft und der 
Kriminalpolizei hat das Gericht dem Einspruchswerber zur Äußerung binnen einer festzusetzenden, 
sieben Tage nicht übersteigenden Frist zuzustellen. 
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